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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


1 . Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung, dass trotz des 
Wirtschaftsaufschwungs von im Schnitt 2,8 Prozent 
in den neuen Ländern im Jahr 2006 bisher keine hö- 
here Nachfrage nach Krediten durch Kleinstunter- 
nehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) bei den ostdeutschen Sparkassen zu ver- 
zeichnen ist? 


2. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 


Wie fördert die Bundesregierung das Wirtschafts- 
wachstum von Kleinstunternehmen und KMU in 
den neuen Ländern, und wie misst sie den Erfolg 
dieser Maßnahmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


3. Abgeordnete 

Cornelia 

Hirsch 

(DIE LINKE.) 


Wie ist die Position der Bundesregierung zur Eorde- 
rung nach einer Anhebung der Bedarfssätze und 
Ereibeträge beim BAföG um mindestens 10 Prozent 
im kommenden Jahr, nachdem sie in diesem Jahr 
im sechsten Jahr in Eolge eine Anpassung ausge- 
schlossen hat, und in welcher Eorm wird darüber 
entschieden? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums fürwirtschaftiiche 
Zusammenarbeit und Entwickiung 


4. Abgeordneter 

Dr. Karl 
Addicks 

(PDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die angebliche 
Unterstützung der Vereinigung Islamischer Gerich- 
te, die maßgeblich an der instabilen Lage in Somalia 
beteiligt ist, durch Eritrea mit Waffen und finanziel- 
len Mitteln vor dem Hintergrund, dass Eritrea zu 
den Partnerländern für umfassende deutsche Ent- 
wicklungszusammenarbeit gehört und im Jahr 2005 
3,2 Mio. Euro an deutscher Entwicklungszusam- 
menarbeit zur Verfügung gestellt bekommen hat? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


5. Abgeordneter 
Dr. Anton 
Hofreiter 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Was hat die Bunderegierung dazu veranlasst, sich 
mit den Einanzbehörden der Eänder darüber zu ei- 
nigen, dass die unentgeltliche oder verbilligte Über- 
lassung von Parkraum/Stellplätzen generell nicht zu 
besteuern ist, und warum sind dagegen Zuschüsse 
des Arbeitgebers zu den Eahrtkosten des öffentli- 
chen Verkehrs als geldwerter Vorteil zu versteuern? 


6. Abgeordneter 

Dr. Hermann Otto 
Solms 

(EDP) 


Hat die Bundesregierung Informationen darüber, 
dass private Veräußerungsgewinne in der Schweiz, 
Österreich, Euxemburg, Erankreich, Großbritan- 
nien, Italien, Schweden sowie den USA besteuert 
werden, und wenn ja, welche Steuersätze, Ereibeträ- 
ge und Spekulationsfristen für private Veräuße- 
rungsgewinne in den genannten Eändern gelten? 


7. 


Abgeordneter 

Dr. Hermann Otto 
Solms 

(EDP) 


Sieht die Bundesregierung angesichts der in der 
Schweiz, Österreich, Euxemburg, Erankreich, Groß- 
britannien, Italien, Schweden und den USA gelten- 
den Regelungen für private Veräußerungsgewinne 
die Gefahr, dass es bei Einführung einer Abgeltung- 
steuer in Höhe von ca. 28,5 Prozent inklusive Soli- 
daritätszuschlag und Kirchensteuer zu einer Kapital- 
flucht aus Deutschland kommen könnte? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


8. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie ist der Stand der Umsetzung des 10-Punkte-So- 
fortprogramms als Konsequenz auf den Eleisch- 
skandal im November 2005, vor allem im Hinblick 
auf die beabsichtigte Meldepflicht (Nummer 2 des 
Sofortprogramms), die Mitteilungspflicht (Num- 
mer 6 des Sofortprogramms) und der Risikobewer- 
tungen (Nummer 8 des Sofortprogramms)? 


9. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Bundesländer haben seit November 2005 
eine Aufstockung ihres Personals in der Eebensmit- 
telüberwachung vorgenommen, und in welchem 
Umfang? 
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10. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie ist der Stand der Einführung eines Qualitätsma- 
nagementsystems in der Eebensmittelüberwachung 
auf Eandes- und Bundesebene? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


1 1 . Abgeordneter 
Peter 
Hettlich 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch ist der Anteil von Personen ostdeutscher 
Herkunft an Grundwehrdienstleistenden, Zeitsolda- 
ten und Berufssoldaten in der Bundeswehr? 


12. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE EINKE.) 


Mit welchem Kerosinverbrauch und welchem Koh- 
lendioxidausstoß rechnet die Bundesregierung beim 
Einsatz der Bundeswehrtornados in Afghanistan ins- 
gesamt und pro Elugstunde? 


13. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE EINKE.) 


Welche Wirkung haben die Kriege im Irak und in 
Afghanistan auf die Klimaveränderung, und welche 
Informationen hat die Bundesregierung über den 
Kohlendioxidausstoß durch die benannten Kriegs- 
handlungen pro Jahr? 


14. Abgeordnete 

Petra 

Pan 

(DIE EINKE.) 


Welche Voraussetzungen muss eine Privatperson er- 
füllen, um in den Genuss von personeller Unterstüt- 
zung durch 310 Soldaten der Bundeswehr zu kom- 
men, wie sie der Veranstalter der Münchner Sicher- 
heitskonferenz erhalten hatte? 


15. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(DIE EINKE.) 


Wie viele Soldaten sind im Jahr 2006 bei Auslands- 
einsätzen der Bundeswehr einsatzbedingt verletzt 
worden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


16. Abgeordnete 

Ekln 

Deligöz 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wenn die Bundesregierung, wie am 9. Eebruar 2007 
von der Bundesministerin für Eamilie, Senioren, 
Erauen und Jugend, Ursula von der Eeyen, öffent- 
lich angekündigt, den Ausbau der Kindertagesbe- 
treuung für Kinder unter drei Jahren über die Be- 
stimmungen des Tagesbetreuungsausbaugesetzes hi- 
naus anstrebt, will sie diesen durch eine gesetzliche 
Änderung des SGB VIII oder durch eine Vereinba- 
rung mit den Eändern realisieren? 


17. Abgeordnete 

Ekln 

Deligöz 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sollte die Bundesregierung den wie von der Bundes- 
ministerin für Eamilie, Senioren, Erauen und Ju- 
gend, Ursula von der Eeyen, öffentlich angekündig- 
ten Ausbau der Kindertagesbetreuung für Kinder 
unter drei Jahren über die Bestimmungen des Tages- 
betreuungsausbaugesetzes hinaus umsetzen, strebt 
sie dann gleichzeitig die Elternbeitragsfreiheit im 
Kindergarten an, und wie hoch wären dann die zu- 
sätzlichen Kosten für diese Maßnahmen? 


18. Abgeordnete 

Krista 

Säger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
für die finanzielle Beteiligung des Bundes beim Aus- 
bau der Kinderbetreuung in den Eändern? 


19. Abgeordnete 

Krista 

Säger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wo sieht die Bundesregierung angesichts der Viel- 
zahl von verschiedenen Vorschlägen seitens der 
Bundesregierung zur Eamilienpolitik wie Ausbau 
der Kinderbetreuung, Einführung eines Eamilien- 
splittings oder Kostenbefreiung von Kitagebühren 
die familienpolitischen Prioritäten, und wie sieht die 
Gegenfmanzierung zu diesen Vorschlägen aus? 


20. Abgeordnete 

Priska 

Hinz 

(Herborn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung zur 
Verbesserung der pädagogischen Qualität und der 
Bildungsleistung im Elementarbereich, und erwägt 
sie in diesem Zusammenhang, die Ausbildung eines 
nennenswerten Anteils des Personals in Kinderta- 
geseinrichtungen an der Eachhochschule oder der 
Universität zu veranlassen? 
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21. Abgeordnete 

Priska 

Hinz 

(Herborn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Äußerungen sei- 
tens einzelner Eänder, nach denen die Regelung der 
Kindertagesbetreuung ausschließlich in den Kompe- 
tenzbereich der Eänder falle und der Bund hier 
überhaupt keine gesetzgeberischen Befugnisse habe? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


22. Abgeordnete 

Ulrike 

Höfken 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wieso enthält der Referentenentwurf „Gesetz zum 
Schutz vor den Gefahren des Passivrauchs“ keine 
Mindestkriterien für spezielle Raucherräume, und 
warum ist statt einer Verpflichtung nur eine Er- 
mächtigung für eine Rechtsverordnung vorgesehen? 


23. Abgeordnete 

Ulrike 

Höfken 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie erklärt die Bundesregierung, dass keine wirksa- 
men Sanktionsmechanismen bei Verstößen gegen 
das Rauchverbot vorgesehen sind, und warum bege- 
hen nur die Raucher die Ordnungswidrigkeit und 
nicht der Inhaber des Hausrechts oder der Betreiber 
des Verkehrsmittels? 


24. Abgeordnete 

Birgitt 

Bender 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Ergebnisse 
der Tagung der Gesundheitsministerkonferenz zum 
Thema Schutz vor Passivrauchen vom 23. Eebruar 
2007, und warum nutzt die Bundesregierung die 
Möglichkeit im Arbeitsschutz nicht, um für alle Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer konsequente 
Regelungen zum Schutz vor Passivrauchen vorzu- 
schlagen? 


25. Abgeordnete 

Birgitt 

Bender 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie lautet die im Referententwurf „Gesetz zum 
Schutz vor den Gefahren des Passivrauchs“ vorgese- 
hene Änderung der Arbeitsstättenverordnung, die 
laut Kritik von Verbänden, die sich für den Schutz 
vor Passivrauchen einsetzen, keine Veränderung der 
Rechtslage bedeuten würde, und welche Vorschläge 
machen z. B. die „Deutsche Hauptstelle für Sucht- 
fragen“ oder der „Ärztliche Arbeitskreis Rauchen 
und Gesundheit“ zu diesem Punkt? 



Drucksache 16/4367 


26. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


27. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


28. Abgeordnete 
Elisabeth 
Scharfenberg 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


29. Abgeordnete 
Elisabeth 
Scharfenberg 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


30. Abgeordneter 

Jörg 

Rohde 

(EDP) 
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Worin besteht aus Sicht der Bundesregierung im 
Vergleich zur jetzigen Praxis die grundsätzliche 
Neuerung der im Referentenentwurf „Gesetz zum 
Schutz vor den Gefahren des Passivrauchs“ in Be- 
zug auf den öffentlichen Nahverkehr und die Eisen- 
bahnen enthaltenen Vorschrift zur Einrichtung ge- 
sonderter Raucherräume, und in welchem Verhält- 
nis steht diese Vorschrift zur schrittweisen Einfüh- 
rung vollständig rauchfreier Nahverkehrszüge der 
Deutschen Bahn? 


Warum ist im Referentenentwurf „Gesetz zum 
Schutz vor den Gefahren des Passivrauchs“ nicht 
vorgesehen, dass Inhaber des Hausrechts oder Be- 
treiber von Verkehrsmitteln für die Durchsetzung 
der vorgesehenen Rauchverbote verantwortlich 
sind, und wie stellt sich die Bundesregierung die 
Durchsetzung der vorgesehenen Rauchverbote alter- 
nativ vor? 


Eällt der Deutsche Bundestag unter den Regelungs- 
bereich des Referentenentwurfs „Gesetz zum Schutz 
vor den Gefahren des Passivrauchs“, d. h. unter 
„sonstige öffentliche Einrichtungen des Bundes“, 
falls nein, wie begründet die Bundesregierung dies? 


Welche Kriterien müssen nach Ansicht der Bundes- 
regierung die im Referentenentwurf „Gesetz zum 
Schutz vor den Gefahren des Passivrauchs“ vorgese- 
henen speziellen Raucherräume erfüllen, und auf- 
grund welcher Kriterien dürfen solche Raucherräu- 
me überhaupt eingerichtet werden? 


Wie bewertet die Bundesregierung den Umstand, 
dass nach § 60 SGB V und den damit zusammen- 
hängenden Krankentransport-Richtlinien des Ge- 
meinsamen Bundesausschusses (BAnz. Nr. 18 
(S. 1342) vom 28. Januar 2004 und BAnz. Nr. 41 
(S. 2937) vom 1. März 2005) auch akut und unab- 
hängig von der Behinderung erkrankte Schwerbe- 
hinderte mit den Merkzeichen „aG“, „BI“ oder/und 
„H“ nur aufgrund ärztlicher Verordnung und nach 
vorheriger Genehmigung durch die Krankenkasse 
ein Taxi oder einen Mietwagen zu ambulanten Arzt- 
behandlungen nutzen können, und teilt die Bundes- 
regierung die Auffassung, dass durch die bürokra- 
tischen Hürden der vorherigen (oder in Notfällen 
auch nachträglichen) ärztlichen Verordnung und 
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vorherigen Genehmigung durch die jeweilige Kran- 
kenkasse für die Betroffenen eine Hemmschwelle 
entsteht, die dazu führt, dass eine medizinisch not- 
wendige ärztliche Behandlung gar nicht oder erst zu 
einem späteren Zeitpunkt in Anspruch genommen 
wird? 


31. Abgeordneter 

Jörg 

Rohde 

(FDP) 


Plant die Bundesregierung gesetzliche Maßnahmen 
zur bürokratischen Entlastung mobilitätseinge- 
schränkter Menschen mit Behinderung bei der am- 
bulanten ärztlichen Behandlung von Krankheiten, 
die unvorhersehbar und unabhängig von der jeweili- 
gen Behinderung auftreten und einer sofortigen ärzt- 
lichen Behandlung bedürfen, und wie begründete sie 
ihre Auffassung? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


32. Abgeordneter 

Dr. Anton 
Hofreiter 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann wird die Strecke München-Kempten-Im- 
menstadt-Lindau, deren Infrastrukturertüchtigung 
für den Neigetechnikzugeinsatz laut Unterlagen der 
DB Regio von 1999 schon 2001 abgeschlossen sein 
sollte, für bogenschnelles Fahren hergerichtet sein, 
und warum wurden die dazu erforderlichen Bau- 
maßnahmen nicht in die im November 2006 beende- 
te Generalsanierung des Schienennetzes im Allgäu 
integriert? 


33. Abgeordneter 
Uwe 
Barth 
(FDP) 


Trifft es zu, dass der Deutsche Wetterdienst, eine 
teilrechtsfähige Anstalt des Öffentlichen Rechts im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ver- 
kehr, Bau und Stadtentwicklung, seine Niederlas- 
sung in Leipzig von derzeit 70,5 Planstellen auf 17 
Planstellen verkleinern wird, und wenn ja, was sind 
die Gründe hierfür? 


34. Abgeordneter 
Uwe 
Barth 
(FDP) 


Welche berufliche Perspektive wird den betroffenen 
Mitarbeitern geboten, und wie schätzt die Bundes- 
regierung die Folgen einer Konzentration der jewei- 
ligen Dienste an einzelnen Standorten im Bundesge- 
biet ein? 
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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


35. Abgeordneter 

Dr. Diether 
Dehrn 

(DIE LINKE.) 


Wie viele zulässige Auskunftsverlangen sind an die 
Bundesbeauftragte für die Stasi-Unterlagen (BUSt), 
Marianne Birthler, seit dem Inkrafttreten des Sie- 
benten Gesetzes zur Änderung des Stasi-Unterla- 
gen-Gesetzes (StUG) gestellt worden, die nach der 
zuvor geltenden Eassung nicht mehr hätten beant- 
wortet werden dürfen, und wie sind die Personen, 
zu denen Auskünfte begehrt wurden, auf die in § 20 
Abs. 1 Nr. 6 bzw. 7 StUG genannten Personengrup- 
pen aufzugliedern? 


36. Abgeordneter 

Dr. Diether 
Dehrn 

(DIE LINKE.) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Nutzen der 
Gesetzesänderung für die Sicherheit der Bundesre- 
publik Deutschland und für das Ansehen der Verfas- 
sungsorgane? 


37. Abgeordneter 

Christoph 

Waitz 

(EDP) 


Wie ist es zu erklären, dass der damalige Bundes- 
beauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheits- 
dienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen 
Republik die Bundesregierung bzw. die Bundesre- 
gierung den Deutschen Bundestag entweder wahr- 
heitswidrig darüber informiert, dass „beim Bundes- 
beauftragten [. ..] am 1. Januar 1997 bei insgesamt 
über 3 000 Mitarbeitern noch 1 5 ehemalige haupt- 
amtliche Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssi- 
cherheit (MfS) als Angestellte bzw. Arbeiter be- 
schäftigt“ wurden (Antwort der Bundesregierung 
auf eine Kleine Anfrage der PDS, Bundestagsdruck- 
sache 13/6744 vom 15. Januar 1997) oder dass nach 
1997 weitere ehemalige Mitarbeiter des MfS (heute 
sollen es 57 sein) in der Behörde der/des BStU ein- 
gestellt wurden? 


38. Abgeordneter 

Christoph 

Waitz 

(PDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die u. a. von der 
Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssi- 
cherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demo- 
kratischen Republik geforderte Untersuchung, wel- 
che Bundestagsabgeordneten früherer Wahlperio- 
den als inoffizielle Mitarbeiter für das MfS tätig wa- 
ren und welche Auswirkungen die Tätigkeit des MfS 
auf die Arbeit des Deutschen Bundestages hatte? 
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39. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(FDP) 


Wann ist mit den Ergebnissen der Erhebung, wie 
viele ehemalige Mitarbeiter des Ministeriums für 
Staatssicherheit (MfS) der DDR in den einzelnen 
Bundesministerien sowie oberen Bundesbehörden 
beschäftigt sind, die nach Angaben der Bundesregie- 
rung (Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
der FDP, Bundestagsdrucksache 16/4347 vom 
19. Februar 2006) in der zur Verfügung stehenden 
Zeit nicht möglich war, zu rechnen, und wenn eine 
solche Erhebung von der Bundesregierung nicht be- 
absichtigt ist, warum nicht? 


40. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(FDP) 


Wie ist es zu erklären, dass noch im Dezember 2006 
in Verlautbarungen der Bundesbeauftragten für die 
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehema- 
ligen Deutschen Demokratischen Republik von 52 
ehemaligen hauptamtlichen und zwei ehemaligen In- 
offiziellen MfS-Mitarbeitern, die bei der BStU be- 
schäftigt sind, die Rede war und es nun 57 ehemali- 
ge hauptamtliche Mitarbeiter, also fünf Personen 
mehr, sein sollen (Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP, Bundes- 
tagsdrucksache 16/4347, Antwort zu Frage 8)? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


41. Abgeordneter 

Dirk 

Niehel 

(FDP) 


Wie bewertet die Bundesregierung das Verfahren 
von kommunalen Wohnungsgesellschaften z. B. in 
Löbau, einzelne Zimmer in Wohnungen von Ar- 
beitslosengeld-II-Empfängern zu verschließen, damit 
eine angemessene Wohnungsgröße und Miete er- 
reicht werden, aber auch geringere Mieteinnahmen 
(RTL Aktulell, vom 5. Februar 2007, DER TAGES- 
SPIEGEL, vom 8. Februar 2007), und wie bewertet 
sie den Kontrollaufwand vor dem Hintergrund, dass 
alle Anstrengungen einer Vermittlung in Beschäfti- 
gung gelten sollten? 


42. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(FDP) 


Welche Auswirkungen erwartet die Bundesregie- 
rung von der vom Bundesminister für Arbeit und 
Soziales, Franz Münterfering, geforderten Einfüh- 
rung branchenabhängiger Mindestlöhne im Hin- 
blick auf die Arbeitsmarkt- und Beschäftigungssitua- 
tion insbesondere im Hotel- und Gastgewerbe? 
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43. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(FDP) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Einschätzung, 
dass durch die Einführung von Mindestlöhnen 
sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze durch 
Schwarzarbeit verdrängt werden? 


44. Abgeordnete 

Cornelia 

Hirsch 

(DIE LINKE.) 


Aus welchem Grund hat die Bundesregierung den 
schon Ende Juni 2006 fälligen Fortschrittsbericht 
zum Internationalen Pakt über wirtschaftliche, so- 
ziale und kulturelle Rechte noch nicht vorgelegt, 
und wann wird das erfolgen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


45. Abgeordneter 
Rainder 
Steenblock 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Konequenzen zieht die deutsche Ratspräsi- 
dentschaft aus der Kritik von Kommissions-Vizeprä- 
sidenten Margot Wallström am Ausschluss der Öf- 
fentlichkeit aus den Vorbereitungen zur Berliner Er- 
klärung und dem Konsultationsprozess zur Zukunft 
des Europäischen Verfassungsvertrags? 


46. Abgeordneter 

Rainder 

Steenblock 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Weise kommt die Bundesregierung der 
Bitte der XXXVI. COSAC (Konferenz der Europa- 
auschüsse) vom 19. bis 21. November 2006 in Hel- 
sinki an die deutsche Ratspräsidentschaft nach, für 
die Erarbeitung der Berliner Deklaration die Stel- 
lungnahmen der nationalen Parlamente einzuholen, 
und in welcher Form wird die Bundeskanzlerin als 
EU-Ratspräsidentin dazu bei der XXXVII. COSAC 
am 13. und 14. Mai 2007 in Berlin Bericht erstatten? 


47. Abgeordnete 

Cornelia 

Behm 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Beabsichtigt die Bundesregierung Pläne zur Grün- 
dung einer Deutsch-Armenischen Versöhnungsstif- 
tung zu unterstützen, und in welcher Form soll und 
kann das ggf. erfolgen? 
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